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1. Prüfungsauftrag

Der Stiftungsrat der

Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für gemeinwohlorientierte Politik,

Bonn
(im Folgenden auch "Stiftung Senat" oder ”Stiftung“ genannt)

beauftragte uns am 07.12.2022 mit der frei willi gen Prü fung der Jahresrechnung zum 31. Dezember 2022 be-

stehend aus Vermö gensübersicht und Einnahme-Ausgaben-Überschussrechnung in entspre chender An wen-

dung der §§ 316 und 317 HGB un ter Ein bezie hung der Buch füh rung für das Ge schäfts jahr 2022.

Die Gesellschaft ist nach den in § 267a Abs. 1 HGB bezeichne ten Größenmerkma len als Kleinstgesellschaft

einzu stu fen und daher nicht prüfungspflichtig gemäß §§ 316 ff. i.V.m. § 267a Abs. 2 HGB. Die Prüfungspflicht

ergibt sich aus § 6.2 der Stiftungssatzung und erstreckt sich auch auf den Erhalt des Stiftungsvermögens so-

wie die sat zungsgemäße Verwendung der Erträge und Zuwendungen.

Wir bestätigen gem. § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren Vor schrif-

ten zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Dem uns erteilten Prüfungsauftrag standen keine Ausschlussgründe nach §§ 319 ff. HGB, §§ 49 und 53

WPO sowie §§ 28 ff. unserer Berufssatzung entgegen.

Die Prüfung wurde unter Leitung des Rechtsunterzeichnenden von Herrn Wirtschaftsprüfer Steuerberater Da-

niel Kur ka im April bis Mai 2023 in unseren Geschäftsräumen durchgeführt.

Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden erteilt. Die Geschäftsführung hat uns die Voll-

stän digkeit des Jahresabschlusses am 5. Mai 2023 schriftlich bestätigt. 

Art und Umfang unserer Prüfung haben wir in unseren Arbeitspapieren festgehalten. 

Über das Ergebnis unserer Prüfungshandlungen erstatten wir den nachfolgenden Bericht.

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss 2022, bestehend aus Vermögensübersicht

(Anlage I) und Einnahmen-Ausgaben-Überschussrechnung (Anlage II) beigefügt.

Die rechtlichen Verhältnisse haben wir in der Anlage IV dargestellt.
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Wir haben diesen Prüfungsbericht nach dem Prüfungsstandard PS 450 "Grundsätze ordnungsmäßiger Be-

richterstattungen" des In sti tuts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW), Düsseldorf  unter Beachtung

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer festgestellten Grundsätze zur Prüfung von Stiftungen (IDW PS 740)

und zur Rechnungslegung von Stiftungen (IDW RS HFA 5) er stellt.

Unserem Auftrag liegen die als Anlage V beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschafts prüfer

und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 01.01.2017 zu Grunde. Die Höhe unserer Haf-

tung bestimmt sich nach § 323 Abs. 2 HGB. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der All ge-

meinen Auftragsbedingungen maß gebend. 
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2. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

2.1 Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 317 HGB die Buchführung und die nach deut schen

Rech nungslegungsvorschriften aufgestelltee Jahresrechnung auf die Ein hal tung der ein schlägi gen ge setzli-

chen Vorschriften und der sie ergänzenden Bestimmungen der Satzung geprüft. 

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Rechnungslegung und die gegenüber uns als Ab-

schlussprü fer ge machten Anga ben. Unsere Aufgabe als Ab schlussprüfer ist es, die se Unterla gen unter Ein-

bezie hung der Buchfüh rung und die gemachten Anga ben im Rahmen unserer pflicht ge mä ßen Prü fung zu be-

ur tei len.

Der Gegenstand der Prüfung wurde laut Satzung um die Prüfung des Erhalts des Stiftungsvermögens und

die sat zungs gemäße Verwendung der Erträge und Zuwendungen erweitert

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Aufgaben unserer

Ab schlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise Rückwirkun gen auf den nach

deut schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss ergeben.

2.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Art und Umfang der beim vorliegenden Auftrag erforderlichen Prüfungshandlungen haben wir im Rah men un-

serer Ei genverantwortlichkeit nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt, das durch ge setzliche Re ge lun gen

und Ver ordnungen, IDW Prüfungsstandards sowie ggf. erweiternde Be dingungen für den Auftrag und die je-

weili gen Berichtspflichten begrenzt wird.

Wir haben unsere Prüfung der Jahresrechnung nach §§ 316 ff. HGB unter Beachtung der vom IDW fest ge-

stell ten deut schen Grundsätze ordnungsmäßiger Durch füh rung von Ab schluss prü fungen vor ge nom men. Da-

nach ist die Prü fung so zu pla nen und durch zu füh ren, dass mit hinrei chender Si cher heit beur teilt wer den

kann, ob die Buchfüh rung und der Jahresabschluss frei von we sentli chen Män geln sind. Im Rah men der Prü-

fung wer den Nach weise für die Anga ben in Buchführung und Jahresabschluss auf der Ba sis von Stichproben

be ur teilt. Die Prü fung um fasst die Be ur tei lung der an ge wandten Bi lan zie rungs-, Be wer tungs- und Gliede-

rungs grundsät ze und der we sentli chen Ein schät zun gen des Vorstands so wie die Wür di gung der Ge samt dar-

stel lung des Jah res ab schlus ses Wir sind der Auf fas sung, dass unsere Prüfung eine hin rei chend si chere

Grund lage für un ser Prü fungs ur teil bildet.
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Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehörte nur insoweit zu den Aufgaben unserer

Ab schlussprüfung, als sich aus diesen Vorschriften üblicherweise Rückwirkungen auf den Jah resab schluss

er geben. Die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z.B. Un ter schla gungen, sowie die

Feststellung außerhalb der Rechnungslegung begangener Ordnungswidrig kei ten waren nicht Ge genstand

un serer Abschlussprüfung.

Grundlage unserer Prüfung waren die handelsrechtlichen (§ 316 ff. HGB) und satzungsgemäßen Vorschriften

so wie die vom In stitut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmä ßi ger Ab schluss prüfungen.

Danach ist die Prüfung so zu planen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des

durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten Bil-

des der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hin rei chender Sicherheit erkannt

werden.

Im Rahmen der Prüfung werden die Nachweise für die Angaben in Buchführung und Jahresrechnung über-

wie gend auf der Basis von Stichproben beurteilt.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-

schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses.

Unsere Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand des ge-

prüf ten Unterneh mens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert wer den

kann.

Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeiteten wir zu nächst ei ne Prü fungs stra tegie.

Diese beruhte auf einer Einschätzung des Unternehmensumfeldes und auf Auskünf ten der Ge schäftsleitung

über die we sentlichen Unternehmensziele und Geschäftsrisi ken.

Unsere Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten ana lytische Prüfungshand-

lungen sowie Einzelfallprüfungen.

Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemäßen Ermessen zur ordnungsmäßigen Durchführung der Prü fung

von den gesetzlichen Vertretern benötigten Aufklärungen und Nachweise wurden erbracht. Der Vorstand hat

uns die Voll stän digkeit der Buchführung und des Jahresabschlusses in der von uns ein gehol ten Voll stän dig-

keits erklä rung schrift lich be stätigt.
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3. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

3.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

3.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Aufzeichnungen der Geschäftsvorfälle der Gesellschaft sind nach unseren Feststellungen vollständig,

fort lau fend und zeitgerecht. Der Kontenplan ermöglicht eine klare und über sichtliche Ord nung des Bu chungs-

stof fes mit ei ner für die Belange der Gesell schaft ausreichenden Glie derungs tiefe. Soweit im Rah men unse-

rer Prü fung Bu chungsbelege eingesehen wurden, enthal ten diese alle zur ord nungs ge mä ßen Do ku men tation

er for derli chen Angaben. Die Belegablage ist numerisch geord net, so dass der Zu griff auf die Belege unmittel-

bar an hand der Anga ben in den Kon ten möglich ist. Die Buch führung ent spricht so mit für das ge samte Ge-

schäfts jahr den ge setzli chen An for derungen.

Die Organisation der Buchführung, das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem, der Datenfluss

und das Be leg we sen ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Bu-

chung der Ge schäfts vorfälle.

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen nach dem Er geb nis unserer

Prü fung zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in der Buchführung und im nach deut schen Rech nungsle-

gungs vor schriften auf gestellten Jahresabschluss.

Die Buchführung wird IT-gestützt unter Verwendung von DATEV durchgeführt.

Die Sicherheit der für die Zwecke der IT-gestützten Rechnungslegung verarbeiteten Daten ist gewährleistet.

3.1.2 Jahresrechnung

In der uns zur Prüfung vorgelegten, nach deut schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahres rech-

nung zum 31. Dezember 2022 wurden alle für die Rechnungslegung geltenden ge setzli chen Vor schrif ten ein-

schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller größen ab hängi gen, rechts form ge bun-

denen oder wirt schaftszweigspezifischen Regelungen beachtet.

Die vorgelegte Jahresrechnung entspricht den Vorschriften der Satzung (§ 6) vom 18.02.2020.

Die Vermögensübersicht und Einnahmen-Ausgaben-Überschussrechnung der Stiftung Senat der Wirtschaft

Institut für gemeinwohlorientierte Politik für das Ge schäfts jahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember

2022 sind nach un se ren Feststel lun gen ord nungsmä ßig aus der Buch füh rung und aus den weite ren geprüf-

ten Un terla gen ab ge leitet. Die ein schlä gi gen An satz-, Aus weis- und Be wer tungs vor schriften wur den dabei

ebenso be achtet wie der Ste tig keits grund satz des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB.
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3.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

3.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Über das Ergebnis unserer Beurteilung, ob und inwieweit die durch die Jahresrechnung ver mittelte Ge samt-

aus sage den Anforderungen des § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB entspricht, berichten wir nach stehend.

Da sich keine Besonderheiten ergeben haben, stellen wir fest, dass die Jahresrechnung ins ge samt un ter Be-

ach tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält nissen entspre chen des

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

Da es uns für die Beurteilung der Gesamtaussage der Jahresabrechnung durch die Adressaten - ins be son-

dere in Bezug auf die Erläuterung der Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen sowie die sachver-

haltsges tal tenden Maßnahmen - erforderlich erscheint, gliedern wir die Posten des Jahres ab schlusses ent-

sprechend § 321 Abs. 2 Satz 5 HGB auf und erläutern sie ausreichend.

3.2.2 Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erfolgen unter Annahme der Unternehmensfortführung und sind

an den handelsrechtlichen Bestimmungen ausgerichtet. Sie werden grundsätzlich unverändert zum Vorjahr

angewendet.

Die sonstigen Vermögensgegenstände wurden zum Nominalwert bewertet. Eine Abzinsung war nicht vorzu-

nehmen.

Die Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag angesetzt.

Die Beurteilung der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit der Bilanzierungs- und Bewertungsentscheidun gen der

gesetzlichen Vertreter obliegt nicht uns als Abschlussprüfer. Sie sind als ge schäftspoliti sche Ent schei dun gen

von den Adressa ten des Berichts zu beurteilen.
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3.2.3 Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages

Gemäß unseres Prüfungsauftrages sind auch der Erhalt des Stiftungsvermögens und die satzungsgemäße

Verwendung der Erträge und Zuwendungen zu prüfen und hierüber zu berichten.

3.2.3.1 Erhalt des Stiftungsvermögens

Das Stiftungskapital (Errichtungs- und Zustiftungskapital) beträgt 100.000 €. Gemäß § 4.2 der Satzung ist das

Stiftungsvermögen in seinem Wert ungeschmälert zu erhalten.

Zum 31.12.2022 beträgt das Vermögen der Stiftung 218.210,57 €. Somit ist der Erhalt des Stiftungsvermö-

gens zum 31.12.2022 wie im Vorjahr gewährleistet.

3.2.3.2 Satzungsgemäße Verwendung der Erträge und Zuwendungen

Bei den Erträgen und Zuwendungen wurde nach den satzungsmäßigen Bestimmungen verfahren. 

Der Stif tungszweck wurde durch die Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorha-

ben so wie der finanziellen Unterstützung anderer gemeinnütziger Institutionen, deren Satzungszweck die För-

derung von Wissenschaft und Forschung ist, erfüllt.
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Die Stiftung hat außerdem Ihre Mittel gem. § 55 I Nr. 1 und 5 AO für ihre steuerbegünstigten sat zungs mä ßi-

gen Zwecke zeitnah zu verwenden. Hierzu wurde in 2022 erstmalig eine Rücklage nach § 62 Abs. 1 AO ge-

bildet. Zum Nach weis der zeit na hen Mit tel ver wen dung dient die nach fol gen de Mittel ver wen dungs rech nung.

Bilanzwert bereits für steuerbe-
günstigte Zwecke ver-

wendet

nicht für steuerbe-
günstigte Zwecke ver-

wendet

Immaterielle Vermögensgegenstände 0,00 0,00 0,00
Sachanlagen 2,00 2,00 0,00
Vorräte 0,00 0,00 0,00
Summe I 2,00 2,00 0,00
Finanzanlagen 0,00
Bankguthaben, Kassenbestände 221.348,14
Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00
Summe II 221.348,14
Kurzfristige Forderungen (nur soweit
ver gleichbare Verbindlichkeiten be-
stehen)

35,62

Übrige Forderungen (nur soweit ver-
gleichbare Verbindlichkeiten be stehen)

0,00

Summe III 35,62

Gesamtbetrag der Mittel (I+II+III) 221.385,76
- begünstigte Zwecke verwendete Mittel -2,00
- Verbindlichkeiten 1.913,49
- (Echte) Rückstellungen 0,00
- Wirtschaftsgüter des steuerpflichten
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs

0,00

- Rücklagen nach § 62 Abs. 1 AO -92.359,51
- Wirtschaftsgüter der (zulässigen) Ver-
mögensverwaltung

0,00

- sonstige zulässige angesammelte Mit-
tel (Ausstattungskapital)

-100.000,00

= Verwendungsrückstand (+) bzw. Ver-
wendungsüberhang (-)

30.937,74

Die vorstehende Mittelverwendungsrechnung zeigt, dass die der Stiftung zur Verfügung gestellten Mittel zeit-

nah verwendet wurden.
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4. Wiedergabe der Bescheinigung und Schlussbemerkung

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 5. Mai 2023 der als Anlagen I und II bei ge füg ten Jahres-

rech nung der Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für gemeinwohlorientiert Politik, Bonn, zum 31. Dezember

2022 die fol gen de Be scheini gung er teilt, die von uns an dieser Stel le wiedergege ben wird:

BESCHEINIGUNG DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für gemeinwohlorientierte Politik

"Die Buchführung, die Einnahmen-/Ausgaben-Rechnung sowie die Vermögensrechnung der Stiftung ent-

sprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Rechnungsle-

gung, den gesetzlichen Vorschriften und der Satzung. Die Prüfung der Erhaltung des Stiftungsvermögens und

der satzungsgemäßen Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens hat keine Einwendungen ergeben."

Die Verwendung der vorstehend wiedergegebenen Bescheinigung außerhalb die ses Prüfungs be richts setzt

unsere vor he rige Zustimmung voraus.

Die Veröffentlichung oder Weitergabe der Jahresrechnung in einer von der be stätigten Fassung ab wei-

chenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) er for dert unsere er neute Stel lung nah me,

so weit dabei unsere Bescheinigung zitiert oder auf unsere Prü fung hin ge wie sen wird

Sankt Augustin, den 05.05.2023

  HKF Revision und Treu hand GmbH
  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft • Steuerberatungsgesellschaft 

  Bernhard Kurka Daniel Kurka
  - Wirtschaftsprüfer - - Wirtschaftsprüfer -
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Anlage I

Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für gemeinwohlorientierte Politik

Vermögensübersicht
zum 31. Dezember 2022



Anlage I/1
Vermögensübersicht

zum 31. Dezember 2022

Stiftung Senat
Bonn

AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Sachanlagen

1. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung

Sonstige Anlagen und
Ausstattung 2,00 2,00

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Forderungen, sonstige
Vermögensgegenstände

1. Sonstige Vermögensgegenstände 35,62 93,18-

II. Kasse, Bank 221.348,14 194.364,18

A. EIGENKAPITAL

I. Stiftungskapital
1. Errichtungskapital 100.000,00 100.000,00
2. Zuführung aus

Ergebnisrücklagen 92.359,51 0,00

II. Ergebnisvorträge
1. Ideeller Bereich 0,00 36.641,76

III. Jahresergebnis 25.851,06 55.717,75

B. VERBINDLICHKEITEN

1. Sonstige Verbindlichkeiten 3.175,19 1.913,49

221.385,76 194.273,00 221.385,76 194.273,00



Anlage II

Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für gemeinwohlorientierte Politik

Einnahmen-Ausgaben-Überschussrechnung
vom 01.01.2022 bis 31.12.2022



Anlage II/1

Einnahmen-Ausgaben-Überschussrechnung vom 01.01.2022 bis 31.12.2022

Stiftung Senat,
Bonn

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

A. IDEELLER BEREICH

I. Nicht steuerbare Einnahmen
1. Mitgliedsbeiträge 310.345,12 288.889,50
2. Aufnahmegebühren 2.700,00 2.750,00

313.045,12 291.639,50

II. Nicht anzusetzende Ausgaben
1. Abschreibungen 0,00 1.352,95
2. Personalkosten 205.993,21 168.477,24
3. Reisekosten 6.416,66 1.180,20
4. Übrige Ausgaben 74.735,33 76.412,50

287.145,20 247.422,89

Gewinn/Verlust ideeller Bereich 25.899,92 44.216,61

B. ERTRAGSTEUERNEUTRALE POSTEN

Ideeller Bereich (ertragsteuerneutral)
1. Steuerneutrale Einnahmen

Spenden 0,00 12.500,00
Sonstige steuerneutrale Einnahmen 1,14 1,14

2. Nicht abziehbare Ausgaben
Gezahlte/hingegebene Spenden 0,00 1.000,00

1,14 11.501,14

Gewinn/Verlust ertragsteuerneutrale Posten 1,14 11.501,14

C. VERMÖGENSVERWALTUNG

Ausgaben

Ausgaben/Werbungskosten
Sonstige Ausgaben 50,00 0,00

Gewinn/Verlust Vermögensverwaltung 50,00- 0,00

D. JAHRESERGEBNIS 25.851,06 55.717,75

 



Anlage III

Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für gemeinwohlorientierte Politik

Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2022



Anlage III/1
ANLAGENSPIEGEL

      
Bonn

Anschaffungs-, kumulierte
Herstellungs- Zugänge Abgänge Umbuchungen Abschreibungen Abschreibungen Zuschreibungen Buchwert Buchwert

kosten
01.01.2022 31.12.2022 31.12.2022 31.12.2021

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro
ANLAGEVERMÖGEN

Sachanlagen

Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung

Sonstige Anlagen und
Ausstattung 2.923,11 0,00 0,00 0,00 2.921,11 0,00 0,00 2,00 2,00

Summe Sachanlagen 2.923,11 0,00 0,00 0,00 2.921,11 0,00 0,00 2,00 2,00

Summe Anlagevermögen 2.923,11 0,00 0,00 0,00 2.921,11 0,00 0,00 2,00 2,00



Anlage IV

Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für gemeinwohlorientierte Politik

Rechtlich Verhältnisse



Anlage IV/1

Rechtliche Verhältnisse

Institut: Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für ge meinwohlorien-

tierte Politik

Sitz: Bonn

Rechtsform: Stiftung des Privatrechts

Satzung: Die derzeit gültige Fassung datiert vom 18.2.2020

Ort der Geschäftsleitung: Am UN-Campus Adenauerallee 206
 53113 Bonn

Registergericht: Stiftungsverzeichnis NRW , Ordnungsnummer 16/51

Stiftungsaufsicht: Bezirksregierung Köln

Zweck der Stiftung: Unterstützung von ausschließlich und unmittelbar gemein nüt-

zigen Zwecke. Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wis-

senschaft und Forschung, insbesondere auf dem Gebiet der

Klimaentwicklung sowie der Sozialentwicklung globaler Ge-

sellschaften.

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Stiftungsvermögen: Euro 100.000

Organe der Gesellschaft: 1. Vorstand

  2. Kuratorium

  3. Stiftungsrat

Vorstand: Dr. Christoph Brüßel (Vorstandsvorsitzender)

 Herr Norbert Streveld

 Herr Dieter Härthe (ausgeschiedem am 11.02.2022)

 Die Geschäftsführer sind einzelvertre tungsberechtigt.



Anlage V

Stiftung Senat der Wirtschaft Institut für gemeinwohlorientierte Politik

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften



Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern oder
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfassend
„Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung,
Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht et-
was anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorge- schrie-
ben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirtschaftsprüfer und
Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart ist oder sich aus zwingenden
gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf solche Ansprüche gelten diese Auf-
tragsbedingungen auch diesen Dritten gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimmter wirt-
schaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berufs-
ausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im Zusammenhang mit seinen
Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nut-
zung oder Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirt-
schaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach- verständiger Per-
sonen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs- wirtschaft-
lichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden berufli-
chen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Än-
derungen oder sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für die Aus-
führung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informationen rechtzeitig
übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben
wird, die für die Ausführung des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch
für die Unterlagen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem
Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollständigkeit der
vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der gegebenen Auskünf-
te und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten schriftlichen Erklärung
zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der Mitarbeiter
des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des Auftragsverhältnisses ins-
besondere für Angebote auf Anstellung oder Übernahme von Organfunktionen und für
Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschaftsprüfers,
die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seine Netzwerkunternehmen oder solcher
mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher
Weise Anwendung finden wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftrags- verhält-
nissen beeinträchtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des Auftrags
schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung maßgebend. Ent-
würfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern nicht anders vereinbart,
sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers nur dann verbind-
lich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers außerhalb des erteilten Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeitsergebnisse
oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in der Endfassung)
oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber
an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei
denn, der Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Gesetzes
oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die Informa-
tion über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber zu Werbezwe-
cken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung durch den
Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unberechtigter Verweige-
rung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung kann er die Vergütung
mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher er-
teilt worden, so kann der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zu-
rücktreten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzu-
mutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit dar-
über hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber unverzüglich in
Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätz-
lichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen
Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und formelle Män-
gel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und dgl.) des Wirtschafts-
prüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber
berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des
Wirtschaftsprüfers enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die
Äußerung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist
der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, § 43
WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm bei seiner Be-
rufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn,
dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten die
nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbesondere
Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haftungsbeschränkungen,
insbesondere die Haftungsbeschränkungen des § 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet noch eine
einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung des Wirtschafts- prü-
fers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnahme von Schäden aus der Ver-
letzung von Leben, Körper und Gesundheit, sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten ein-
zelnen Schadenfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auftraggeber ste-
hen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer bestehenden
Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Wirtschafts-
prüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag für die betreffenden Ansprüche
aller Anspruchsteller insgesamt.



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines aus meh-
reren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der einzelne
Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf,
ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind.
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun
oder Unterlassen als einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegen-
heiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In die-
sem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch genom-
men werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Mindestversicherungssumme gilt
nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht- prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs Monaten
nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben wird und der Auf-
traggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht für Schadens- ersatzan-
sprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzuführen sind, sowie bei einer schuld-
haften Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Er-
satzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der
Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer geprüften
und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder Lagebericht, darf er
diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein Hinweis
auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lagebericht oder an an-
derer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schriftlicher Einwilligung des Wirt-
schaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der Bestäti-
gungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber den Be-
stätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers
den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere Ausferti-
gungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistungen in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerlichen Einzel-
fragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber genannten Tatsa-
chen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig zugrunde zu legen;
dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm
festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen erforderli-
chen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu ausdrücklich den
Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftraggeber dem Wirtschaftsprüfer
alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen Unterlagen, insbesondere Steuerbe-
scheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Be-
arbeitungszeit zur Verfügung steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die laufende Steu-
erberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögenssteuerklärungen, und zwar
auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger
für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den unter a)
und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von Be-
triebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der unter a)
genannten Steuern

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die wesentliche
veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pauschalhonorar,
so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die unter Abs. 3 Buchst. d)
und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerberater- vergü-
tungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, kann eine höhere
oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie aller Fragen
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf Grund ei-
nes besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf dem Gebiet
der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Finanz- und der
Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Umwandlungen,
Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und Ausscheiden eines Ge-
sellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentationspflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als zusätzliche Tä-
tigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer
buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle in Betracht kommenden um-
satzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für
die vollständige Erfassung der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuer- ab-
zugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber kann auch
per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation per E-Mail nicht
wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie etwa die Verschlüsse-
lung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirtschaftsprüfer entsprechend in Text-
form informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung An-
spruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich berechnet. Er
kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagenersatz verlangen und die
Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befriedigung seiner Ansprüche abhängig
machen. Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen Forderungen
des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur mit unbestrittenen oder
rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbrau-
cherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeilegungs- gesetzes
teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche gilt
nur deutsches Recht.

·
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